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Studien zur neuen Gewerbeordnung. 
Von Dr. Carl Brockhauſen, k. k. n. ö. Statthalterei⸗Couceptsprakticant. 
III. Der Befuͤhigungsnachweis. 


Als die den handwerksmäßigen Gewerben eigenthümliche Beſonder⸗ 
heit wurde der Befähigungsnachweis bezeichnet. Was iſt nun der Befä⸗ 
higungsnachweis? 

Wohl wurde ſchon bei verſchiedenen conceſſionspflichtigen Gewerben 


Kluft. Erwieſen werden ſoll die Befähigung, erwieſen wird die Verwen- 

dung, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob die Verwendung auch die 
Befähigung zur Folge hat, und es wird kein Raum gelaſſen für eine 
anderweitige Nachweiſung der Befähigung. 

Man kann dieſen Widerſpruch leichthin damit erklären, daß man 
ſagt, die Befähigung iſt eine virtuelle Eigenſchaft, etwas in der Praxis 
Unfaßliches; ſie bedarf eines ſinnlich greifbaren Maßſtabes; dieſen fand 
man am bequemſten in der mehrjährigen praktiſchen Verwendung. 

Dieſe Erklärung ſtimmt, aber fie reicht nicht aus. Wenn es ſich 
wirklich nur darum handelte, die Befähigung praktiſch zu meſſen, ſo hätte 
auch eine Prüfung, ein Meiſterſtück u. dgl. und vielleicht mit größerer Sicher⸗ 
heit dienlich ſein können, die Befähigung zu erweiſen, und thatſächlich iſt 
bei dem Befähigungsnachweiſe, den wir bei den conceſſionirten Gewerben 


kennen gelernt haben, der Nachweis auf mehrfachen anderen Wegen und 


nicht blos durch die mehrjährige Verwendung zu erbringen. 

Will man ſich alſo nicht damit begnügen, zu behaupten, das Geſetz 

habe zufällig und ohne tiefere Gründe gerade dieſe und nicht eine näher- 
liegende Beweisführung fixirt und jede andere ausgeſchloſſen, jo wird, 
man weiter forſchen müſſen. 
Zur genaueren Charakteriſirung des handwerksmäßigen Befähigungs⸗ 
nachweiſes unſerer Gewerbsnovelle muß auf $ 1, Abſ. 2 hingewieſen wer⸗ 
den Hier heißt es, daß es ſich bei handwerksmäßigen Gewerben um 
Fertigkeiten handelt, „welche die Ausbildung im Gewerbe durch Erler⸗ 
nung und längere Verwendung in demſelben erfordern, und für welche 
dieſe Ausbildung in der Regel ausreicht.“ 

Hier iſt die Anſchauung des Geſetzgebers über die Vorbereitung 

zum Antritte handwerksmäßiger Gewerbe klar ausgeſprochen, und von 
dieſem Geſichtspunkte aus muß die Erklärung des durch ihn eingeführten 
Befähigungsnachweiſes ausgehen. Nachdem der Geſetzgeber (laut 8 1) der 
Anſchauung iſt, daß zur Ausübung der handwerksmäßigen Gewerbe gewiſſe 
Fertigkeiten nothwendig ſind, und daß zu deren Erlangung die Erlernung 
und mehrjährige praktiſche Verwendung einerſeits erforderlich iſt, andererſeits 
I der Regel ausreicht, daß alſo die nöthige Fertigkeit eine regelmäßige 
und zugleich eine ausſchließliche Folge von Erlernung und Verwendung 


der alten Gewerbeordnung eine Art Befähigungsnachweis erfordert; ſo ſei, ſo wird es Niemand Wunder nehmen, wenn für den Nachweis der 
bei Preßgewerben der Nachweis allgemeiner Bildung, bei Baugewerben Befähigung das Zeugniß über Erlernung und Verwendung gefordert 
einmal eine Fachprüfung, ein anderes Mal der Nachweis der durch längere wird, als ein genügendes aber auch als das ausſchließliche, das einzige 


praktiſche Verwendung erwieſenen Befähigung; beim Hufbeſchlaggewerbe Beweismittel. 


eine Fachprüfung ꝛc. 2c. 

Aber es wird ſich zeigen, daß dieſer Nachweis beſtimmter Fähig- 
keiten oder erworbener Kenntniſſe, der bei conceſſionirten Gewerben auf 
mannigfaltige Weiſe zu erbringen iſt, ſich weſentlich unterſcheidet von dem 
neu eingeführten Befähigungsnachweiſe der handwerksmäßigen Gewerbe. 

§ 14 ſagt: Zum Antritte handwerksmäßiger Gewerbe iſt der 
Nachweis der Befähigung erforderlich, welcher durch das Lehrzeugniß 
und ein Arbeitszeugniß über eine mehrjährige Verwendung erbracht wird. 

Nun aber beſteht zwiſchen der „Befähigung“, dem Beweisgegen⸗ 
ſtande einerſeits, und der Beweisführung andererjeit3 eine offenbare 


Daraus folgt, daß eine ausnahmsweiſe in kürzerer Zeit erworbene 
Befähigung zum Antritte eines derartigen Gewerbes nicht genügt, wäh⸗ 
reud umgekehrt die von keinem praktiſchen Erfolge begleitete mehrjähr⸗ 
liche Lehr- und Arbeitszeit kein Hinderniß für den Gewerbsantritt bil- 
det, und daß wir im Grunde genommen keinen Befähigungs-, ſon⸗ 
dern einen Verwendungsnachweis haben. 

Während alſo der früher erwähnte Befähigungsnachweis bei man⸗ 
chen conceſſionirten Gewerben ein directer Nachweis der Fähigkeiten iſt, 
und unmittelbar auf den Beweisgegenſtand, die Fähigkeit, loszielt, wird 
hier die Verwendung zum ausſchließlichen Ziele der Beweisführung ge⸗ 


macht, und die Befähigung durch eine geſetzliche Präſumtion (§ 1) hier⸗ 
aus gefolgert.“ 
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[dern jeder anderwärtige glaubwürdig geführte Beweis über die mehr⸗ 
jährige Vorbereitung für den Antritt handwerksmäßiger Gewerbe 


Damit ſtimmt vollkommen, daß unſere legislative Neuerung nicht genüge. Daraus folgt weiter, daß eine Dispens in dem Falle, als 


blos eine techniſche Vollendung im Handwerke herbeiführen will, ſondern 
noch außerdem einen ſocial⸗politiſchen Zweck verfolgt, die Schaffung, reſp. 
Erhaltung eines ſocial gegliederten Handwerkerſtandes, die Organiſation 
der Gewerbe. 

Aus der letzteren Intention des Geſetzgebers, die dahin zielt, 
grundſätzlich nur ſolche Handwerker zum ſelbſtſtändigen Gewerbsbetriebe 
zuzulaſſen, die ſich mehrere Jahre in handwerksmäßiger Verwendung auf 
dieſe Stellung vorbereitet haben, erklären fich zwei Beſtimmungen des § 14. 

Erſtens der Abſatz 7, wonach es eine gänzliche Dispens vom Be⸗ 
fähigungsnachweiſe (den ſpeciellen, nicht hieher gehörigen Fall des § 14, 
Abi. 6 werden wir ſpäter betrachten) überhaupt nicht gibt, ſondern nur 
vom Lehrzeugniſſe, nicht aber vom Arbeits⸗(Gehilfen⸗)Zeugniſſe dispen⸗ 
ſirt werden kann. 

Zweitens jene Beſtimmung des § 14, Abſ. 1, wonach zwar dem 
Gehilfenzeugniſſe ein Arbeitszeugniß über eine mehrjährige Verwen⸗ 
dung in einem dem betreffenden Gewerbe analogen Fabriksbetriebe 
gleichgeſtellt wurde, keineswegs aber für das Lehrzeugniß eine Gleich⸗ 
ſtellung mit einem Fabrikszeugniß vorgeſehen wurde. i 

Betrachten wir nach dieſer mehr allgemein gehaltenen Charak⸗ 
teriſirung des Beſähigungsnachweiſes die Detailbeſtimmungen desſel⸗ 
ben an der Hand des Geſetzes, ſo ergeben ſich unter Feſthaltung der 
gewonnenen Geſichtspunkte manche intereſſante Folgerungen im Einzelnen. 


A) Das Zeugniß. Wir gelangten zu dem Schlufſe, daß das 


eigentliche Poſtulat bei handwerksmäßigen Gewerben nicht die Befähi⸗ 
gung, ſondern die Erlernung und Verwendung ſei. Das Geſetz ſagt 
nun, daß der Nachweis darüber durch das Lehr- und ein Arbeits⸗ 
zeugniß erbracht wird. 

Es fragt ſich, was unter dem Worte „Zeugniß“ zu verſtehen ſei? 
Gewöhnlich verſteht man darunter ein Blatt Papier, ausgeſtellt von 
Demjenigen, der zunächſt Auskunft zu geben berechtigt und geſetzlich 
verpflichtet iſt, alſo nach 88 76 und 100 dem Lehrherrn, reſp. 
Arbeitsgeber. Man kann jedoch unter dem Worte Zeugniß auch jede 
andere Art glaubwürdiger Bezeugung verſtehen. 

Für die erſte mehr formale Auffaſſung ſprechen die 88 76 
und 100 und es iſt kein Zweifel, daß man in erſter Linie das Zeug⸗ 
niß des Lehr⸗ und Arbeitsherrn vor Augen hatte, ferner der § 14, 
Abſ. 2, welcher verlangt, daß das ausgeſtellte Zeugniß von gewiſſen 
Perſonen (Gemeinde-, Genoſſenſchaftsvorſteher) zu beſtätigen iſt, wobei 
ohne Zweifel wieder an ein Blatt Papier gedacht wurde, auf welches 
dieſe Perſonen ihre Beſtätigung beiſetzen ſollen. 

Gegen dieſe Auffaſſung ſpricht jedoch der Umſtand, daß wenig⸗ 
ſtens in der zunächſt in Betracht kommenden Geſetzesſtelle (in $ 14) nir⸗ 
gends ausgeſprochen iſt, wer zur Ausſtellung des Zeugniſſes allein berechtigt 
ſei, was bei einem reinen Formalact doch unumgänglich geweſen wäre. 

Mehr jedoch als die aus dem Wortlaute des Geſetzes entſprin⸗ 
genden Reflexionen ſprechen die aus der Intention desſelben folgenden 
Schlüſſe gegen die formale Auffaſſung von der Natur des Zeugniſſes. 
Denn die Abſicht des Geſetzgebers war nach 8 1 G. O., ganz offenbar 
den Antritt handwerksmäßiger Gewerbe an die Vorausſetzung mehr⸗ 
jähriger Vorbereitung zu knüpfen 

Alſo die Erlernung und die Verwendung iſt die Hauptſache; man 
will jene ausſchließen, die nichts erlernt haben und die nicht praktiſch 
thätig waren. Würde man das Zeugniß, in der Auffaſſung eines 
Manuſcriptes als einziges Beweismittel dieſer Lehr⸗ und Arbeitszeit 
erklären, ſo wäre der Antritt beſchränkt auf die weit geringe Anzahl 
jener, die ein derartiges Papier in Händen haben. Ein Schneider⸗ 
gehilfe, der ſeine ganze Jugend als Lehrling bei feinem Vater zuge- 
bracht, dann durch 19 Jahre als Gehilfe bei demſelben gearbeitet hatte, 
und bei deſſen plötzlichem Tode ohne ſchriftliche Beſtätigung der eirca 
24jährigen Thätigkeit im Schneidergewerbe war, würde nun vom 
ſelbſtſtändigen Antritte dieſes Gewerbes ausgeſchloſſen ſein, ob er doch 
gleich ein Mann ganz nach dem Herzen der neuen Gewerbeordnung iſt. 

Soweit ging die Abſicht des Geſetzgebers offenbar nicht und 
man kann daher getroſt annehmen, daß nicht nur „das Zeugniß“, ſon⸗ 


) Daraus läßt ſich die Folgerung ziehen, daß es keineswegs angeht, die 
Beſtimmungen über Dispenſation vom Befähigungsnachweiſe bei handwerks⸗ 
mäßigen Gewerben analog auf conceſſionirte Gewerbe anzuwenden; bei letzteren 
gibt es überhaupt keine Dispens. 


Jemand zwar ſeine Verwendung anderweitig aber nicht durch das for⸗ 
male Lehr⸗ und Arbeitszeugniß nachweiſt, überhaupt nicht vonnöthen 
iſt, weil ja der Bewerber in dieſem Falle bereits einen vollkommen 
genügenden Beweis erbracht hat. 

B) Der Antritt. $ 14, Abſ. 1 ſagt, zum Antritte von 
handwerksmäßigen Gewerben iſt der Nachweis der Befähigung erfor⸗ 
derlich; vergleicht man damit den $ 2, Abſ. 1, welcher von den 
allgemeinen Bedingungen des ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebes handelt 
und ſagt, zum Betriebe eines Gewerbes wird .. . . Eigenberechti⸗ 
gung .. erfordert, fo erſieht man, daß der Befähigungsnachweis nur 
zum Antritte, nicht auch zur Fortführung des Gewerbes erforderlich iſt, 
während andererſeits die Eigenberechtigung eine Bedingung iſt, die zum 
Betriebe erfordert wird, alſo in jedem Augenblicke des Betriebes vor⸗ 
handen ſein muß. 

Der Befähigungsnachweis iſt alſo nach dem klaren Wortlaute 
des Geſetzes eine Antritt3- und keine Betriebsbedingung, was denn zur 
Folge hat, daß Jemand, der bereits vor der Giltigkeit der Gewerbs⸗ 
novelle ein nunmehr handwerksmäßig gewordenes Gewerbe betrieben 
hat, den Befähigungsnachweis nicht weiter zu beſitzen braucht. 

Daß dieſer Satz, im Falle das Gewerbe ſchon vor der Giltigkeit 
der Gewerbsnovelle angemeldet war und befugt betrieben wurde, gel⸗ 
ten werde, iſt wohl von Niemand angezweifelt worden, ſchon nach 
dem Grundſatze von den erworbenen Rechten. 

Fraglicher erſcheint der Fall, wenn vor der neuen Gewerbe⸗ 
ordnung ein Gewerbe zwar factiſch betrieben, aber nicht angemeldet wurde, 
der unbefugt Gewerbetreibende alſo nicht den Schutz des erworbenen 
Rechtes für ſich hat. 

Gerade heutzutage kommt es ſehr häufig vor, daß Leute, die 
jahrelang ein Gewerbe unangemeldet betrieben haben, ſich nunmehr 
mit dem Geſetze verſöhnen wollen und das inzwiſchen handwerksmäßig 
gewordene Gewerbe anmelden, und die Amtspraxis neigt meiſt zu der 
Anſchauung hin, daß man keine Prämie auf den unbefugten Betrieb 
ſetzen dürfe, und verweigert den Gewerbeſchein. Nach dem oben Ge⸗ 
ſagten kann die Entſcheidung dieſer Frage nur davon abhängen, ob 
man den unbefugten Gewerbsbetrieb gleichfalls für einen Gewerbs⸗ 
betrieb anſieht, und wenn man unſerer (ſpäter näher zu begründenden) 
Anſchauung iſt, wonach der Umſtand, daß der Betrieb ein unangemel⸗ 
deter, unbeſugter iſt, demſelben keineswegs die Eigenſchaft eines 
Gewerbsbetriebes nehmen kann, ſo kommt man zu dem Reſultate: der 
Nachweis der Befähigung iſt nur zum Antritte eines Gewerbes wäh⸗ 
rend der Herrſchaft der Gewerbsnovelle erforderlich, und wer ein 
Gewerbe bereits in einem früheren Zeitpunkte angetreten hat, iſt zur 
Fortführung berechtigt ohne jeden Befähigungsnachweis, ſelbſt wenn der 
bisherige Betrieb ein unangemeldeter, alſo ein unbefugter war. 

C) Die Verwendung im unbefugten Gewerbe. $ 14 
verlangt eine mehrjährige Verwendung im Gewerbe. Es enſteht die 
Frage, ob nur die Verwendung in einem befugt betriebenen Gewerbe 
anzurechnen ſei, oder überhaupt jede gewerbliche Verwendung, auch die 
in einem unbefugten Betriebe. 

In der Amtspraxis ſcheint die erſtere Anſchauung durchzudringen. 
Dem entgegen muß jedoch bemerkt werden, daß die Worte „Verwendung 
im Gewerbe“, ebenſo wohl von einem befugten wie von einem unbeſugten 
Gewerbe verſtanden werden können, man müßte denn den Nachweis 
führen, daß das Geſetz unter dem Worte „Gewerbe“ ſelbſtverſtändlich 
nur ein „befugtes Gewerbe“ verſtanden habe. 

Aber weder der Sprachgebranch noch der Sinn unſerer Gewerbe⸗ 
ordnung begünſtigen dieſe Auffaſſung. Man verſteht unter gewerblicher 
Thätigkeit überhaupt eine fortgeſetzte, auf Gewinn hinzielende Thätig⸗ 
keit; ob dieſelbe befugt oder unbefugt geſchieht, macht keinen Unterſchied, 
ſie als gewerbliche oder nicht gewerbliche zu bezeichnen; und § 132 
der Gewerbeordnung ſagt geradezu: Eine Geldſtraſe hat Diejenigen zu 
treffen, welche ein Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, .. ohne es ange⸗ 
meldet zu haben. 

Auch § 11 der Gewerbeordnung deutet an, daß zwiſchen Gewerbe⸗ 
betrieb überhaupt und befugter Ausübung eines Gewerbes ein Unter⸗ 
ſchied beftehe, und die Befugniß nur eine Zuthat ſei, die nicht begriff- 
licher Natur iſt, wenn ſie auch von dem Unternehmer — bei ſonſtiger 
Strafe — verlangt wird. 


Damit glauben wir aus dem Wortlaute des Geſetzes den Beweis 
geführt zu haben, daß es nicht angeht, die Worte des S 14 „Verwen⸗ 
dung im Gewerbe“ dahin zu deuten, daß nur „Verwendung im beſugt 
ausgeübten Gewerbe“ gemeint ſei. 

Daß auch bei einem unbefugt Gewerbetreibenden, alſo z. B. bei 
einem Tiſchler, der, um Steuern zu erſparen, ſein Gewerbe nicht 
angemeldet hat, ein ebenſo intenſiver Gewerbsbetrieb ſtatthaben könne, 
wie bei ſeinem befugten Gewerbsgenoſſen, iſt gewiß denkbar. Die Intention 
des Geſetzes, eine praktiſche Vorſtufe zu bieten, kann auch in dieſem 
Falle erfüllt werden, wenn auch nicht zu läugnen iſt, daß derartige 
Winkelbetriebe durchſchnittlich geringerer Natur und nicht beſonders 
inſtructiv ſind, und zumal unter der Herrſchaſt der neuen Gewerbeordnung 
der Grund der Nichtanmeldung nicht blos in Steuerrückſichten zu ſuchen 
iſt, ſondern auch im Mangel eines Beſähigungsnachweiſes ſeitens des 
Unternehmers. 

Ob es de lege ferenda nützlicher ſei, dem Hilfsarbeiter, der bei 
einem unbefugten Meiſter gedient hat, den Weg zum ſelbſtſtändigen 
Gewerbsbetriebe zu verſperren, oder die Verminderung der Zahl der unbe⸗ 
fugten Meiſter lieber von einer kräftigen Ingerenz der Gewerbsbehörden 
und Genoſſenſchaſten zu erwarten, mag dahingeſtellt bleiben, zumal in 
der Praxis des Lebens Lehrling und Geſelle ſich kaum erkühnen werden, 
von dem Brodherrn, bei dem ſie eintreten wollen, eine Legitimation zu 
verlangen, ob er Steuern zahle und zur Gewerbsſührung berechtigt ſei. 

Während wir einerſeits zu dem Schluſſe gekommen ſind, daß die 
Erlernung und Verwendung im Gewerbe auch dann genüge, wenn dem 
letzteren die rechtliche Qualification eines beſugten Gewerbes ermangle, 
müſſen wir andererſeits, um dem Geſetze genüge zu thun, um ſo dringen⸗ 
der daran ſeſthalten, daß wirklich eine gewerbliche Verwendung erwieſen 
ſei. Wer alſo zwar gelegentlich des Gewerbsbetriebes, aber doch ſeitab 
vom Gewerbe, z. B. als Laufburſche, Austräger ꝛc. verwendet wurde, 
hat ebenſo wenig ſeine praktiſche Verwendung gefunden, als wer einem 
Manne diente, der ein beſtimmtes Gewerbe zwar angemeldet, aber nicht 
betrieben hat. 

N. hatte die Goldarbeiterei angemeldet, nahm hierfür einen Lehr⸗ 
ling A. auf, betrieb aber thatſächlich ausſchließlich den Handel mit Gold⸗ 
waaren; es konnte daher von einer Erlernung oder Verwendung des A. 
im Goldarbeitergewerbe nicht die Rede ſein, und mußte dieſe in einem 
de jure als Goldarbeitergeſchäſt de facto als Goldwaarenhandel zu⸗ 
gebrachte Zeit für den Befähigungsnachweis als verloren angeſehen wer⸗ 
den. Es iſt dieſer Fall die Kehrſeite des vorigen (Punkt A) und wird 
daran gezeigt, daß es jedesmal auf die factiſche Verwendung ankommt. 

D) Fabrikszeugniſſe. Der Befähigungsnachweis beſteht aus 
zwei Theilen, 1. den Lehrzeugniſſe, 2. dem Arbeitszeugniſſe, oder, wie wir 
behaupten, dem Nachweiſe über Erlernung und praktiſche Verwendung. 

Bezüglich des Arbeitszeugniſſes wurde eine mehrjährige Verwen⸗ 
dung in einem dem Gewerbe analogen Fabriksbetriebe der ee 
im Gewerbe vollſtändig gleichgeſtellt, und die Faſſung des § 14, al. 1 
läßt es unklar, ob nicht bezüglich des Lehrzeugniſſes dasſelbe 5 
d. h. daß eine Erlernung im Fabriksbetriebe gleichfalls müglich ſei. Der 
Umſtand, daß nach dem VI. Hauptſtücke (58 88 und 100) Fabriken 
gleichfalls Lehrzeugniſſe ausſtellen, würde dieſer Meinung ſogar das un⸗ 
bedingte Uebergewicht verleihen, wenn nicht aus den Debatten des Abge⸗ 
ordnetenhauſes (254. Sitzung der 9. Seſſion des Abgeordnetenhauſes) 
das Gegentheil zur Evidenz hervorginge. 

Nachdem nämlich die urſprüngliche Faſſung des $ 14, al. 1 dahin 
ging, daß der Nachweis der Befähigung nur durch Lehr- und Gehilfen- 
zeugniß erbracht werde, wurde ſpäter zu Gunſten der Fabriksarbeiter der 
oben erwähnte Zuſatz mit der ausdrücklichen Motivirung gemacht, auch 
ältere Fabriksarbeiter nicht von der ſelbſtſtändigen Etablirung als Hand⸗ 
werker auszuſchließen, dagegen ein noch weitergehender Modifications⸗ 
antrag, daß zum Handwerksbetriebe zuzulaſſen ſei, wer während einer der 
vorgeſchriebenen Lehr⸗ und Arbeitszeit gleichen Zeitdauer als Hilfs⸗ 
arbeiter in einem gleichartigen fabriksmäßig betriebenen Gewerbe verwen⸗ 
det wurde, vom Berichterſtatter mit der Motivirung bekämpft, „damit 
würde die Abſicht des Ausſchuſſes, daß das Lehrzeugniß die vollſtändige 
Ausbildung im Gewerbe nachweiſen ſoll, beſeitigt,“ und hierauf abgelehnt. 

Daraus reſultirt, daß das Lehrzeugniß nicht durch ein Fabriks⸗ 
zeugniß erſetzt werden kann und wenigſtens die Lehrjahre im Hand- 
werke zugebracht werden müſſen. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Annahme und Weitergebung eines mißlungenen Banknoten⸗ 

Falſificats von Seite eines routinirten Kaufmannes begründet 

ein denſelben zum Schadenerſatze verpflichtendes Verſchulden. 
(S$ 1294, 1295, 132% a. b. G. B.) 

Der Verwalter der Concursmaſſe Schwarz, Dr. A., klagte den 
B., Specialverwalter dieſer Maſſe, auf Zahlung von 100 fl. ö. W. 
!. N. G. 

Das Bezirksgericht Lemberg verurtheilte den B. zur Bezahlung 
des eingeklagten Betrages von 100 fl. ſammt 6 pCt. Zinſen vom 
15. September 1874 und Gerichtskoſtenerſatz aus folgenden, den Sach⸗ 
verhalt aufklärenden Gründen: „Die Thatſache, daß der Geklagte 
als Specialverwalter der Concursmaſſe Schwarz, mit dem Verkaufe des 
Waarenlagers insbeſondere beauftragt, zum Kläger Dr. A., als General⸗ 
verwalter dieſer Gantmaſſe, in einem Verpflichtungsverhältniſſe geſtanden 
iſt, vermöge deſſen er verbunden war, den Baarerlös aus dem Waaren⸗ 
verkaufe an den Kläger abzuführen, iſt eingeſtanden. Der Belangte hat aber 
auch nicht widerſprochen, daß er die im Waarenverkauſe erzielten Geldzeichen 
keineswegs, ſo wie er ſie empfangen, an den Kläger abführte, vielmehr ein⸗ 
bekannt, die eingehobene Baarſchaft zur größeren Erleichterung des Abzah⸗ 
lens vorerſt bei C. gegen eine 100 fl.⸗Note, welche auf der Kehrſeite die 
Fertigung von C. erſehen ließ, umgewechfelt, diefe ſodann dem Kläger 
übergeben und von ihm darüber eine Abquittirung als über eine effectiv 
geleiſtete Zahlung von 100 fl erhalten zu haben, während doch gerade 
dieſe Banknote zufolge der Ergebniſſe des Beweisverfahrens ſich als 
falſch erwies und von der Nationalbank als mißlungenes Falſifieat 
erklärt wurde. Da nun der Belangte ungeachtet der vom Kläger erhaltenen 
Abquittirung über den Empfang von 100 fl. dieſem einen ſolchen Betrag 
wirklich nicht geleiſtet hat, indem er dem Kläger ſtatt effectiv wahren 
Geldes eine erwieſen fall 2 Banknote per 100 fl. eingehändigt hat, da 
ferner der Geklagte durch ſein Verſehen, demzufolge er von C. ein miß⸗ 
lungenes Noten⸗Falſificat angenommen hat, den A., als Generalverwalter 
der Concursmaſſe Schwarz, um 100 fl. beſchädigte, ſo muß der Geklagte 
für die nachtheiligen Folgen dieſes ſeines Verſehens in Anwendung der 
mer der SS 1294 und 1295, dann 88 1009 und 1029 
a. b. G. B. um fo mehr als verantwortlich erkannt werden, als er 
Kaufmann von Beruf iſt, als ſolcher zum beſonderen (Special-) Verwalter 
behufs Waarenverkaufes und Geldempfanges beſtellt war und daher den 
Mangel der erforderlichen beſonderen Aufmerkſamkeit zu vertreten hat.“ 

Das Oberlandesgericht in Lemberg hat den Klagsanſpruch abge⸗ 
wieſen. Die Begründung des obergerichtlichen Erkenntniſſes geht dahin: 
Der Geklagte hat die Identität der als Falſificat erklärten Banknote 
mit jener 100 fl.⸗Note, welche er dem A. abführte, widerſprochen und 
in der Einrede nur nebenbei bemerkt, es ſcheine ihm, daß die fragliche 
Note identiſch war. Ueber dieſe Identität wurde von Seite des Klägers 
kein Beweis erbracht. Doch ſelbſt die zweifelhafte Identität angenommen, 
ſei die Entſchädigungsklage nach den 88 1294, 1295 und 1297 
a. b. G. B. unbegründet, weil dem Belangten weder ein Verſchulden 
noch Verſehen zur Laſt gelegt werden könne, da ſich ergeben habe, es 

ſei das Falſificat täuſchend geweſen. Der Schaden des Klägers muß 
daher nach $ 1311 a. b. G. B. als zufällig entſtanden angeſehen 
werden und ſei vom Kläger ſelbſt zu tragen. 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des Klägers hat der oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 3. April 1878, 3. 8250, das 
erſtrichterliche Erkenntniß beſtätigt. Gründe: „Der Geklagte hat die 
Klagsbehauptung, welche dahin ging, daß er die in der Folge von der 
Nationalbank als Falſificat erklärte 100 fl. Note in Erfüllung feiner 
Dienſtesobligenheit als zum Waarenverkaufe in der Concursmaſſe des 
Schwarz beſtellter Specialverwalter dem Kläger als Generalverwalter 
der Concursmaſſe eingehändigt habe, in gar keiner Weiſe weder in 
der Einrede, noch in der ſpäteren Verhandlung nach §S 11 a. G. O. 
widerſprochen, vielmehr ging die Art ſeiner Vertheidigung von der 
Annahme der Richtigkeit obbemerkter Klagsanführung aus. Es ift 
daher in der Verhandlung kein zureichender Anlaß gegeben, die Iden⸗ 
tität der als Falſificat erklärten 100 fl.⸗Note mit jener 100 fl.⸗ 
Note, welche der Belangte dem Kläger als Erlös aus dem Waaren⸗ 
verkaufe eingehändigt hatte, auch nur im Geringſten in Zweifel 
zu ſtellen. Auch die Anſicht des Obergerichtes, daß der durch die 
Uebernahme des gefälſchten Geldzeichens entſtandene Schaden mit 
keinem Verſchulden des Geklagten in Verbindung gebracht und in 


Betreff der rechtlichen Folgen einem zufälligen Schaden gleichgeſetzt 
werden könne, erſcheint durch die Beſchaffenheit der erwieſenen Sach— 
lage nicht gerechtfertigt. Der zweifellos vorhandene Schaden ift daraus 
entſprungen, daß der Belangte für veräußerte Werthobjecte der Con⸗ 
cursmaſſe Schwarz als Aequivalent ein falſches werthloſes Geldzeichen 
entgegengenommen hat. Wenn nun in Betracht gezogen wird, daß dieſes 
Noten⸗Falſificat (nach dem Gutachten der Kunſtverſtändigen der Natio⸗ 
nalbank) eine nicht im lithographiſchen Wege, ſondern durch freie 
Handzeichnung hergeſtellte, wenig gelungene Nachmachung iſt und ſonach 
als ein Falſificat erſcheint, welches routinirten Geſchäftsleuten des Kauf⸗ 
mannsſtandes, zu welchen der Belangte vermöge ſeiner Dienſtſtellung als 
Specialverwalter zum Waarenverkaufe offenbar gehört, bei Anwendung 
gehöriger Aufmerkſamkeit auffällig ſein müßte, wie ſolches denn auch 
von dem Caſſier der Sparcaſſe als Bedenken erregend ſogleich bezeich⸗ 
net worden iſt; wird ferner erwogen, daß die unbeanftändete Ueber— 
nahme der falſchen Banknote und der hieraus entſtandene Schaden nur 
allein der Unterlaſſung der hiebei gebotenen Vorſicht und Aufmerkſam⸗ 
keit, zu deren Anwendung der Beklagte kraft der Art ſeiner Dienſtes⸗ 
ſtellung verbunden war, zuzuſchreiben iſt, ſo muß in Uebereinſtimmung 
mit dem erſten Richter auerkannt werden, daß der aus der Handlung 
des Belangten entſprungene Schaden aus dem Verſchulden des Geklag⸗ 
ten hervorgegangen und der Geklagte nach den 88 1264, 1295 und 
1324 a. b. G. B. in der Weiſe erſatzpflichtig geworden iſt, daß er den 
vom Kläger an Stelle des Geklagten inzwiſchen bereits geleiſteten 
Erſatz per 100 fl. dem Letzteren zu vergüten hat. . . .“ Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Berorönungen. 
1883. II. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galiz en 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 
XIX. Stück. Ausgeg. am 14. Juli. 

Nr. 57. Geſetz vom 19. November 1882, betreffend einige Maßregeln zur 
Hebung der Fiſcherei in den Binnengewäſſern. 2 N Le 

Nr. 58. Verordnung des k. k. Statthalters in Galizien vom 28. Juni 
1883, 3. 6651 pr., zur Durchführung des Landesgeſetzes für Galizien vom 
19. November 1882 (L. G. Bl. Nr. 57), betreffend einige Maßregeln zur Hebung 
der Fischerei in den Binnengewäſſern. 

XX. Stück. Ausgeg. am 21. Juli. 

Nr. 59. Geſetz vom 15. Februar 1883, wirkſam für das Königreich 
Galizien und Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, womit die Beſtim⸗ 
mungen des § 98 der Gemeindeordnung in der ihm mit Geſetz vom 18. Februar 
1875 verliehenen Faſſung abgeändert werden. 

Nr. 60. Kundmachung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 6. Juli 1883, 
8. 7127 pr., womit die Verorduung des k. k. Juſtizminiſteriums, betreffend den Beginn 
der Amtswirkſamkeit des k. k. Bezirksgerichtes Mszana dolna, verlautbart wird. 

Nr. 61. Geſetz vom 28. Juni 1883, giltig im Königreiche Galizien und 
Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, womit der Stadtgemeinde Rohatyn 
bewilligt wird, Gemeindeauflagen von ſpirituoſen Getränken und von Bier 
einzuheben. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 15. Auguſt. 

Nr. 62. Geſetz vom! 19. März 1883, wirkſam für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, womit der in der Bezirks⸗ 
hauptmaunſchaft Buczacz gelegenen Stadtgemeinde Buezacz die Einhebung der 
Gemeindeauflagen von den in das Gemeindegebiet eingeführten, dortſelbſt erzeugten 
und verbrauchten ſpirituoſen Getränken und von Bier bewilligt wird. 


Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter in Brünn Severin Stenzel 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordeus verliehen. 

0 Majeſtät haben den Miniſterial-Viceſeeretären Dr. Eugen Lippich 
und/ Dy Richard Haſenöhrl ſyſtemiſirte Miniſterialſecretärsſtellen im Handels⸗ 
migiſtertzennz vorlieheg 4 
5 Sei 3 Mdieſte aben den Beamten der a. p. Kaiſer Ferdinauds⸗Nord⸗ 
bahn,“ ind ar dent eſitralinſpector kaiſ. Rathe Guſtav Kutilek taxfrei den 
Ditel eines Ngiernüt rathes, dem Inſpector Wenzel Rayl das Ritterkreuz des 
Franz⸗Joſeph-Ordens und dem Oberingenieur Auguſt Ritter von Löhr das gol⸗ 
dene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
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N Seine Majeſtät haben dem Laudeshauptmanne in Vorarlberg Karl Grafen 
Belrupt⸗Tiſſac den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe, dem Bürger⸗ 
| meifter in Bregenz Dr. Andreas Fetz und dem Bürgermeiſter in Dornbirn 
Med. Dr. Johann Georg Waibel das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens, 
dem Gemeindevorſteher in Satteins Franz Joſeph Burtſcher, dem Landtags⸗ 
abgeordneten und Fabriksbeſitzer in Höchſt Franz Joſeph Schneider, dem Ge⸗ 
meindevorſteher in Schrunz Franz Joſeph Stemmer und dem Bürgermeiſter 
in Bludenz Joſeph Wolf das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone; dem Ge⸗ 
meindevorſteher in Klöſterle Johann Joſeph Bartſchler, dem Gemeindevorſteher 
in Mittelberg Gedeon Fritz und dem Gemeindevorſteher in Schuepfau Kader 
Moosmann das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Oberinſpecrtor der General-Inſpection der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen Franz Schulz taxfrei den Orden der eiſernen Krone 
dritter Claſſe, dem Miniſterialſeeretär im Handelsminiſterium Dr. Joſeph Ritter 
von Küchler, den Inſpectoren der General⸗Juſpection der öſterreichiſchen Eiſen⸗ 
bahnen Franz Heindl und Guſtav Wächtler, den Inſpectoren der Direction 
für Staatseiſenbahnbauten Ludwig Huß und Friedrich Setz, dann dem Vor⸗ 
ſtande des Rechnungsdepartements der Direction für Staatseiſenbahnbauten 
Rechnungsrathe Kaſpar Forſter das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens; 
ferner dem Leiter der Direction für Staatseiſenbahnbauten Generaldirectious⸗ 
rathe Johann Poſchacher den Adelſtand, dem Commiſſär der General⸗ 
inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen Michael Schödlbauer, den Ober⸗ 
ingenienven der Direction für Staatseiſenbahnbauten Johann Braunögger 
und Ludwig Petſchacher, den Ingenieuren der Direction für Staatseiſenbahn⸗ 
bauten Adolph Poſt, Franz Körting und Joſeph Schuller das goldene Ver⸗ 
dienſtkreuz mit der Krone, den Ingenieuren der Direction für Staatseiſenbahn⸗ 
bauten Franz Vieider, Friedrich Großmann, Joſeph Gunkel, Eduard 
Kundmaun, Richard Muſil, Vincenz Pollak und Rudolph Berke, dem 
Beamten der Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen Karl Wurmb, 
dem Ingenieur⸗Stellvertreter der Direction für Staatseiſenbahnbauten Ferdinand 
Weßnitzer und dem Materialverwalter dieſer Direction Johann Melzer das 
goldene Verdienſtkrenz, dem Inſpector der Direction für Staatseiſenbahnbauten 
Adolph Doppler den Titel und Charakter eines Oberbaurathes und dem Ober⸗ 
ingenieur der Direction ſür Staatseiſenbahnbauten Johann Ritter von Finetti 
den Titel eines kaiſerlichen Rathes, beiden taxfrei verliehen und die Allerhöchſte 
Zufriedenheit dem Finanzprocurakor Oberfinanzrathe Dr. Juſtin von Stein⸗ 
bühel in Innsbruck, dem Inſpector der Direction für Staatseiſenbahnbauten 
Albert Gatnar, den Oberingenieuren dieſer Direction Anton Mille moth, 
Moriz Tiſchler und Ludwig Merth und dem Forſtinſpections⸗Commiſſär Theo⸗ 
dor Müller in Bludenz ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Forſtmeiſter Joſeph Glanz zum Oberforſt⸗ 
meiſter der Forſt⸗ und Domänendirection in Lemberg ernannt. 
Der Handelsminiſter hat den Bauadjuncten der Seebehörde Joſeph Wil⸗ 


fan zum Ingenieur dieſer Behörde ernannt. 
* 


Der Haändelsminiſter hat die Miniſterialconcipiſten Dr. Eduard Urbau⸗ 
ch, Dr. Friedrich Szabd und Peter Ritter von Resetar zu Miniſterial⸗ 
Viceſeeretären im Handelsminiſterium ernannt. 

Der k. und k. gemeinſame Oberſte Rechnungshof hat eine bei demſelben 
erledigte Rechnungsrathsſtelle dem Rechuungsrathsadjuneten Dr. Joſeph Zavadil 
verliehen. 

I 


Erledigungen. 
Bezirkshauptmannsſtelle in Böhmen in der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
5. October. (Amtsbl. Nr. 221.) 
! Lottoamts⸗ und Caſſe⸗Controlorsſtelle in Linz und Lottoamts⸗Archivars⸗ 
ſtelle in Trieſt in der neunten Rangsclaſſe gegen Caution, eventuell eine Caſſiers⸗ 
oder Oberamts⸗Officialsſtelle bei den k. k. Lottoämtern in der neunten Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis 11. October. (Amtsbl. Nr. 223.) 


Im Verlage von Moritz Perles, Buchhandlung in Wien, I., 
10 Bauernmarkt 11, ist erschienen und durch alle Buchhandlungen zu 
beziehen: 


Oesterreichischer Juristen-Kalender 
u für das Jahr 1885. 
Al Taschenbuch für Advocaten, Notare, Justiz- u. Verwaltungs-Beamte, . 
1 Redigirt und herausgegeben von Dr. Leo Geller. 

Gegründet 1869. Erscheint alljahrlich. 


Preis: 2 Bde. eleg. geb. in Lwd. 2 fl. 60 kr., in Leder geb. 3 fl. 40 kr. 


Hi Apart: I. Kalender. Adressenschema, Notizbuch in Lwd. geb. 1 fl. 60 kr., | 
in Leder geb. 2 fl. II. Oesterreichisches Jahrbuch für Rechtspflege 
zund Verwaltung. Ergänzungsheft zu „Oesterreichische Gesetze“ fi 
mit Erläuterungen aus der Rechtsprechung von Dr. Leo Geller. In Lwd. 
di geb. 1 fl. 60 kr. 5 


| (Beide Theile zusammen 2 fl. 60 kr.) Neuester Jahrgan 
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Auf den dieſer Nummer beigelegten Proſpect der Verlags⸗ 
handlung F. Tempsky in Prag über die „Handbibliothek des 
öſterreichiſchen Rechtes“ erlauben wir uns aufmerkſam zu machen. 


Hiezu als Beilage: Bogen 22 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


